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Kasten 1: Zur Berechnung der Nettoprimärausgaben im Rahmen der EU-Fiskalregeln 

Im April 2024 sind neue EU-Fiskalregeln in Kraft getreten. Seitdem gelten die Nettoprimärausgaben der EU-
Mitgliedstaaten als fiskalischer Hauptindikator bei der Haushaltsüberwachung, häufig auch Nettoausgaben ge-
nannt. Gemäß der EU-Verordnung 2024/1263 vom 29. April 2024 soll jeder Mitgliedstaat einen mittelfristigen 
finanzpolitisch-strukturellen Plan (FSP) vorlegen, in dem der haushaltspolitische Pfad sowie die prioritären öffent-
lichen Investitionen und Reformen des jeweiligen Mitgliedstaates dargelegt werden. Die Nettoausgaben bezeich-
nen die gesamten öffentlichen Ausgaben ohne Zinsausgaben, Ausgaben aufgrund konjunktureller Arbeitslosigkeit 
und einnahmeseitige diskretionäre finanzpolitische Maßnahmen.a Zudem sollen Ausgaben für EU-Programme, die 
vollständig durch Einnahmen aus den Unionsfonds finanziert werden, Ausgaben für die Kofinanzierungen von EU-
Programmen durch die Mitgliedstaaten sowie einmalige oder befristete Maßnahmen aus den Nettoausgaben her-
ausgerechnet werden (Bundesrechnungshof, 2023, S. 10). Die neuen EU-Fiskalregeln sehen auch Ausnahmen für 
zusätzliche Verteidigungsausgaben vor. Sofern diese über dem Niveau des Jahres 2021 liegen, können diese zu-
nächst für einen Zeitraum von vier Jahren, also von 2025 bis 2028, um 1,5% des Bruttoinlandsproduktes über den 
festgelegten Nettoausgabenpfad hinaus erhöht werden, ohne dass ein Defizitverfahren eingeleitet wird. Dazu müs-
sen die betreffenden Mitgliedstaaten die Aktivierung der sogenannten National Escape Clause (NEC) beantragen 
(Büttner, 2025). Die Aktivierung der nationalen Ausweichklausel erfolgt durch den Rat der EU auf Empfehlung 
der Kommission. Deutschland hat die Aktivierung bis zum Jahr 2028 beantragt, wie auch viele andere Mitglied-
staaten. Am 10. Oktober 2025 wurde die Aktivierung seitens der EU genehmigt. 

Das übergeordnete Ziel der Nettoausgabenpfade liegt darin, den Schuldenstand der EU-Mitgliedstaaten auf 60% 
in Relation zum Bruttoinlandsprodukt zu begrenzen bzw. bei Überschreitung auf diesen Wert zurückzuführen. 
Zudem soll das jährliche gesamtstaatliche Haushaltsdefizit unter 3% in Relation zum Bruttoinlandsprodukt gehal-
ten werden. Mitgliedstaaten, deren Schuldenstandquote den Referenzwert von 60% überschreitet oder deren 
Haushaltsdefizit über 3% in Relation zum Bruttoinlandsprodukt liegt, gibt die EU-Kommission einen Referenzpfad 
für die Entwicklung der Nettoausgaben vor, der bei Erstellung der FSPs eingehalten werden soll, um die Referenz-
werte bei Defizit und Schuldenstand langfristig zu erreichen. Die Nettoausgabenpfade gelten für die kommenden 
vier, gegebenenfalls auch sieben Jahre. Sofern die Schuldenstandsquote bei über 90% in Relation zum Brutto-
inlandsprodukt liegt, soll sie im Anpassungszeitraum jährlich um einen Prozentpunkt gesenkt werden, sofern sie 
zwischen 60 und 90% liegt, jährlich um 0,5 Prozentpunkte. Zudem gilt die Vorgabe, dass Länder, deren gesamt-
staatlicher struktureller Finanzierungssaldo unter −1,5% in Relation zum Bruttoinlandsprodukt liegt, ihren struk-
turellen Primärsaldo jährlich um 0,4 Prozentpunkte erhöhen müssen, sofern der Anpassungszeitraum vier Jahre 
beträgt, bzw. um 0,25% jährlich bei einem Anpassungszeitraum von sieben Jahren. Schließlich sind Länder mit 
einem Finanzierungssaldo von unter −3% verpflichtet, ihren strukturellen Primärsaldo jährlich um mindestens 
0,5 Prozentpunkte zu erhöhen (Darvas et al., 2024). 

_______________________________________________ 
a Als Beispiele für einnahmeseitige diskretionäre finanzpolitische Maßnahmen könnten der Abbau der kalten 

Progression, etwa im Rahmen des Steuerfortentwicklungsgesetzes aus dem Jahr 2024, oder Anhebungen der 
Beitragssätze zu den Sozialversicherungen genannt werden. 

 


